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Über den Aktionstag »Umfairteilen« 

Umfairteiler und Fairsenker
Von  Peter Nowak

Vermögensabgabe, Vermögenssteuer – und schon geht es gerecht zu im
Kapitalismus. Das forderten am Wochenende 40 000 Menschen während eines
Aktionstags unter dem Motto »Umfairteilen«. Die Befürworter dieser
Vorstellungen blamieren sich angesichts des herrschenden Klassenkampfes von
oben.

Die Forderungen waren bescheiden: Vermögende sollen sich in Deutschland etwas stärker
als bisher am Steueraufkommen beteiligen, eine einmalige Vermögensabgabe und eine
dauerhafte Vermögenssteuer sollen eingeführt werden. Mit diesem Ziel beteiligten sich am
Wochenende etwa 40 000 Menschen in über 40 Städten an einem Aktionstag unter dem
Motto »Umfairteilen«. In einem Mobilisierungsvideo verdeutlichten Aktivisten ihre
Vorstellung von einem fairen Kapitalismus, indem sie symbolisch Attrappen von
Goldbarren und Geldsäcken zugunsten von Bildung, Pflege und Energiewende
umschichteten.

Die Veranstalter sprechen erwartungsgemäß von einem »vollen Erfolg«, wie es etwa in
einer Pressemitteilung von Attac heißt. Ulrich Schneider vom Paritätischen
Wohlfahrtsverband sieht gar einen »Durchbruch in der Gerechtigkeitsdebatte«. Auf den
ersten Blick scheinen solche optimistischen Beurteilungen nicht unangebracht, schließlich
gingen Menschen in fünfstelliger Zahl für mehr soziale Gerechtigkeit auf die Straße. Doch
der vermeintliche Erfolg wird erheblich relativiert, wenn man bedenkt, dass an dem
Bündnis zahlreiche große Gewerkschaften und Sozialverbände beteiligt waren und die
Beteiligung dank des dezentralen Charakters des Aktionstages erheblich erleichtert wurde.
So demonstrierten also doch nur 40 000 Menschen, und noch dazu für einen fairen
Kapitalismus. Zudem waren die Veranstalter sehr daran interessiert, Grüne und SPD bloß
nicht zu verärgern. So wurde in den Materialien zum Aktionstag kein kritisches Wort zur
»Schuldenbremse« und der Agenda 2010 verloren.
In Hamburg sorgte die Beteiligung des Vorsitzenden der größten griechischen
Oppositionspartei Syriza, Alexis Tsipras, dafür, dass die Spitzenpolitiker von SPD und
Grünen die Abschlusskundgebung vorzeitig verließen. „Die Aussagen von Alexis Tsipras
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widersprechen unseren europapolitischen Überzeugungen“, wurden führende Hamburger
Grüne in der Taz zitiert. Der Auftritt eines Redners, der mit dem Euroaustritt Wahlkampf
mache, sei »ein schwieriges Signal«. In Leserkommentaren wurde darauf hingewiesen,
dass der Grüne entweder keine Ahnung habe oder bewusst falsche Behauptungen
verbreite. Tatsächlich sprachen sich der Linkssozialist Tsipras und die Mehrheit der Syriza
im Wahlkampf vehement für einen Verbleib in der Euro-Zone, aber für eine
Neuverhandlung der Schuldenvereinbarungen aus. Es waren vielmehr deutsche Politiker
der Union und der FDP, die wiederholt forderten, Griechenland solle die Euro-Zone
verlassen. Einige haben diese Forderung auch an die derzeitige griechische Regierung
gestellt. Mit dem Streit um Tsipras’ Rede haben SPD und Grüne noch einmal deutlich
gemacht, dass auch sie die Politik der Bundesregierung unterstützen, wenn es um das
über Griechenland verhängte Spardiktat geht.
In der vergangenen Woche hatten sowohl in Griechenland als auch in Italien, Spanien und
Portugal und am Sonntag schließlich auch in Frankreich Zigtausende gegen die EU-
Sparpolitik protestiert. In allen Ländern wurde dabei auch das deutsche Sparmodell
kritisiert. Auf diese europaweiten Proteste bezog sich während des Aktionstags vor allem
das linke Bündnis »Kapitalismus fairsenken«, das mit dem Anspruch antrat, »mit kreativen
Aktionen vereinfachte und verkürzte Forderungen« des Bündnisses »Umfairteilen« zu
kritisieren. Dabei geht es vor allem um die Vorstellung eines fairen Kapitalismus.
»Gerechtere Lebensbedingungen sind nicht durch Umverteilung zu erreichen, sondern
durch Demokratisierung der Produktionsmittel und somit Vergesellschaftung der
Gewinne«, heißt es im Aufruf des Bündnisses »Kapitalismus Fairsenken«, in dem Gruppen
aus dem Umfeld der Interventionistischen Linken vertreten sind, die sich im Mai auch an
den Blockupy-Aktionstagen in Frankfurt und bereits vorher an verschiedenen Protesten
gegen die derzeitige Krisenpolitik beteiligt haben. Vom Bündnis M31, das mit dezidiert
antikapitalistischen Forderungen zum europaweiten Aktionstag im März aufgerufen hatte,
gab es hingegen keine Stellungnahme zum Aktionstag und den derzeitigen europaweiten
Protesten.

Der Aktionstag hat noch einmal deutlich gemacht, wie nötig Kritik von links ist. Denn die
Protestbewegung in Deutschland unterscheidet sich erheblich von denen anderer
europäischer Länder. Während in Spanien, Griechenland und Portugal Grundsätze, wie sie
vom Bündnis »Kapitalismus fairsenken« formuliert wurden, in weiten Teilen der
Protestbewegung befürwortet werden, wurden sie während des Aktionstags in
Deutschland nur vom äußerst linken Flügel vertreten. Die Mehrheit hängt hierzulande der
Illusion von einem fairen Kapitalismus an.
Dabei hat die Bundesregierung in den vergangenen Wochen noch einmal vorgeführt, was
Klassenkampf von oben ist. Der neue Entwurf des »Armuts- und Reichtumsberichts« und
die Reaktionen der Bundesregierung nach der Veröffentlichung haben den Kritikern der
Ideologie vom fairen Kapitalismus eigentlich beste Argumente geliefert. Die arme
Bevölkerung und der öffentliche Haushalt werden ärmer, die vermögenden Schichten
reicher, lautet das wenig überraschende Fazit des Berichts. So stand dem Rückgang des
Nettovermögens des deutschen Staats von Anfang 1992 bis Anfang 2012 um
800 Milliarden Euro im gleichen Zeitraum die Zunahme des Nettovermögens privater
Haushalte von 4,6 Billionen auf zehn Billionen gegenüber. Doch für große Teile der
Bundesregierung war nicht die wachsende Kluft zwischen Arm und Reich das Problem,



sondern der Bericht, der diese Entwicklung in Zahlen fasst.
Wirtschaftsminister Philipp Rösler (FDP) ließ prompt mitteilen, er verweigere dem Entwurf
die Zustimmung, weil dieser eine Debatte über eine stärkere Vermögensbesteuerung
auslösen könnte. Dabei bemängelte Rösler vor allem einen Passus in dem Bericht, in dem
von einem Prüfauftrag die Rede ist, »ob und wie über die Progression in der
Einkommensteuer hinaus privater Reichtum für die nachhaltige Finanzierung öffentlicher
Aufgaben herangezogen werden kann«. Für Rösler und die FDP scheint eine solche Frage
schon den Sozialismus heraufzubeschwören. »Noch mehr Umverteilung« sei für sein
Ministerium nicht zustimmungsfähig, ließ er über das Handelsblatt mitteilen.
Nicht nur seine Parteikollegen unterstützten ihn, sondern auch Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) stimmte ihm zu. Höhere Steuern schadeten vor allem dem Mittelstand in
Deutschland, lautete die Begründung. Michael Fuchs, der stellvertretende
Fraktionsvorsitzende der Union, warf Arbeitsministerin Ursula von der Leyen vor, mit der
Veröffentlichung des Berichts den Koalitionsvertrag zu verletzen. Finanzstaatssekretär
Steffen Kampeter (CDU) entdeckte in dem Bericht gar »Linksrhetorik pur«. Innerhalb
weniger Wochen wurde die Arbeitsministerin so gleich zweimal des Linksabweichlertums
bezichtigt. Auch mit ihrem Vorschlag für eine Zusatzrente war sie in diesen Verdacht
geraten, obwohl in ihrem Rentenmodell eine lange Lebensarbeitszeit und eine private
Rentenversicherung festgeschrieben sind.

Nach der Schelte für den Armuts- und Reichtumsberichts stellte sie ohnehin klar, dass sie
keinerlei Steuererhöhung anstrebe, sondern als Mittel gegen die großen
Einkommensunterschiede die Förderung der privaten Spendenbereitschaft favorisiere. Sie
bekannte sich also zu einer Sozialpolitik, die auf den Willen zur Wohltätigkeit statt auf
soziale Rechte setzt. Solche Vorstellungen finden auch in anderen Parteien Zustimmung,
von der SPD über die Grünen bis hin zur Piratenpartei. Es ist anzunehmen, dass an solchen
Fragen keine Koalitionen scheitern würden. Daher ist es umso absurder, wenn auch in
Teilen der sozialen Bewegung ein Jahr vor der Bundestagswahl schon wieder die längst
blamierte Hoffnung von der Mehrheit links von FDP und Union beschworen wird, die dafür
sorgen soll, dass der Kapitalismus etwas fairer wird.
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